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Passagen aus dem Koalitionsvertrag CDU-FDP 2017-

2022 mit Bezug zu (technischen) Verwaltungen 

  

II. Land der Innovation und einer starken Wirtschaft 

STARTUPS UND GRÜNDERKULTUR 

Seite 31 Mitte: 

„Wir werden den Gründungsprozess für alle Unternehmensgründungen vereinfachen 
und auf dem Weg zu einem bürokratiefreien Jahr für Gründerinnen und Gründer alle 
relevanten Prozesse und Regelungen überprüfen und wo möglich vereinfachen.“ 
 
 
BÜROKRATIEABBAU UND DIGITALE VERWALTUNG 

Seite 32, vorletzter Absatz:  

„Wir werden die Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft, die Kommunen sowie 
Gründerinnen und Gründer von unnötigen und zu komplizierten Regeln befreien. 
Bürokratie hat in den vergangenen Jahren Eigeninitiative, Fortschritt und 
wirtschaftliche Entwicklung ausgebremst. Wir schaffen einen unkomplizierten Staat 
und werden Gesetze, Regelungen und Prozesse für alle Beteiligten vereinfachen.“ 
 
 

Wirtschaft und Bürger entfesseln – weniger Bürokratie 

Seite 33 Mitte: 

„Für Vergaben des BLB und von Straßen.NRW schreiben wir ab 2020 das „Building 

Information Modeling“ (BIM) verpflichtend fest und stellen sicher, dass 

mittelständische Unternehmen an dem Verfahren problemlos teilnehmen können.“ 

 

Seite 33 unten: 

 „Wir führen einen Normenkontrollrat des Landes ein, der die Aufgabe eines 

´Bürokratie-TÜV´ nach dem Vorbild des Normenkontrollrats des Bundes wahrnimmt. 

…“. 

„Wir werden überprüfen, welche hoheitlichen Aufgaben wie etwa 

Gewerbeanmeldungen von den Selbstverwaltungseinrichtungen der Wirtschaft 

übernommen werden können.“ 
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Seite 34, 2. Absatz: 

„Wir werden die Erlasspraxis in Nordrhein-Westfalen systematisch so verändern, 

dass Genehmigungsverfahren nicht durch Erlasse behindert, sondern beschleunigt 

werden. Mit der Durchführung beauftragen wir den neu einzurichtenden 

Normenkontrollrat des Landes.“  

 
 
HANDWERK, MITTELSTAND UND FREIE BERUFE 
Handwerk und Mittelstand 

Seite 43, 3. Absatz: 

„Mittelstand und Handwerk werden wir von Bürokratie befreien. Wir schaffen einen 

unkomplizierten Staat, einfachere Prozesse und einen fairen Wettbewerb. …“. 

  

Seite 44, oben: 

 „Die Selbstverwaltung der Wirtschaft ist ein bewährtes Prinzip, zu dem wir uns 

bekennen. Gemeinsam mit den Einrichtungen der Selbstverwaltung der Wirtschaft 

prüfen wir, ob und welche hoheitlichen Aufgaben auf diese übertragen werden 

können. …“.  

  

HANDEL UND TOURISMUS 

Seite 45, 2. Absatz: 

„Dazu werden wir im Ladenöffnungsgesetz eine rechtssichere Möglichkeit schaffen, 

den Gemeinden die Kompetenz zu geben, die Ladenöffnung an jährlich bis zu acht 

Sonn- und Feiertagen zu gestatten. … Die Einschränkungen der Öffnungszeiten an 

Samstagen entfallen.“ 

 

ARBEIT 

Moderne Arbeitsbedingungen 

Seite 46, unten: 

„Wir wollen die Chancen der Digitalisierung nutzen und deshalb über eine 

Bundesratsinitiative das Arbeitszeitgesetz flexibilisieren. Die innerhalb der Vorgaben 

der europäischen Richtlinie zur Arbeitszeitgestaltung vorhandenen Spielräume 

wollen wir nutzen und die Tarifpartner innerhalb dieses Rahmens eigene Regelungen 

treffen lassen. 

Der Arbeitsschutz in Nordrhein-Westfalen sichert gesunde Arbeitsplätze, trägt zu 

fairen Wettbewerbsbedingungen bei und entlastet so langfristig die sozialen 
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Systeme. Die Arbeitsschutzverwaltung garantiert durch risikogesteuerte Aufsicht und 

gezielte Schwerpunkte, aber auch als kompetenter Ansprechpartner für Beschäftigte 

und Unternehmen beim Thema Arbeitsschutz die Grundlage für gleiche 

Wettbewerbsbedingungen sowie die Gesunderhaltung der Beschäftigten.“ 

 

VERKEHR UND INFRASTRUKTUR 

Planung und Realisierung von Bundesfernstraßenprojekten 

Seite 48, Mitte:   

„Um jederzeit sämtliche zur Verfügung stehenden Bundesmittel für den 

Fernstraßenbau abrufen zu können und mittelfristig eine ausreichende Reserve an 

baureifen Projekten zu schaffen, werden wir die Planungs- und 

Projektsteuerungskapazitäten des Landesbetriebes Straßenbau verstärken und die 

Voraussetzungen dafür schaffen, dass mehr externe Vergaben möglich werden…“ 

 

Beschleunigung der Genehmigungsverfahren   

Seite 48 unten: 

„Wir wollen Nordrhein-Westfalen zum Bundesland mit den schnellsten Planungs- und 

Genehmigungsverfahren machen. Dazu werden wir alle Möglichkeiten nutzen, das 

Planungs- und Genehmigungsrecht zu verschlanken. Zum Vorbild nehmen wir uns 

die deutlich schnelleren Verfahren in den Niederlanden. Vor allem für 

Brückenersatzbauwerke am gleichen Standort brauchen wir ein vereinfachtes und 

beschleunigtes Planungsrecht. Die Möglichkeiten in § 45 Bundesnaturschutzgesetz, 

die Genehmigungsverfahren für Ersatzinvestitionen bei landesbedeutsamen 

Projekten zu verkürzen, werden wir nutzen. Um die Effizienz bei 

Genehmigungsverfahren für Infrastrukturprojekte zu steigern, werden wir unter 

anderem prüfen, die Zuständigkeit in einer Genehmigungsbehörde zu bündeln. Für 

Planfeststellungsverfahren werden wir ein Controlling mit festen und transparent 

gemachten Zielvereinbarungen zwischen Verkehrsministerium und Planungsstelle 

etablieren. Das zeitraubende Zusammenwirken mit den Umweltbehörden und 

weiteren zuständigen Stellen werden wir optimieren. Verfahrensbeschleunigungen 

wollen wir auch dadurch erzielen, dass Umweltgutachten nicht nur fünf Jahre, 

sondern für die Dauer des gesamten Planungs- und Genehmigungsprozesses gültig 

sind.“ 

 

Landesbetrieb Straßen.NRW 

Seite 49, unten:  

„Die vom Bund beschlossene Gründung einer Infrastrukturgesellschaft Verkehr stellt 

den Landesbetrieb Straßen.NRW vor einen Umbruch, den wir konstruktiv und 
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zielorientiert auch im Interesse der Beschäftigten begleiten werden. In dieser 

Übergangsphase muss sichergestellt werden, dass es zu keinen Verzögerungen bei 

der Planung und Umsetzung von Verkehrsprojekten kommt. Für Nordrhein-Westfalen 

vordringliche Maßnahmen müssen ohne Zeitverlust und in enger Abstimmung mit 

dem Bund umgesetzt werden. Auch darf es zu keiner Prioritätenverschiebung 

zulasten von NRW-Verkehrsprojekten kommen. Bei der Einführung der 

Bundesfernstraßengesellschaft bestehen wir auf mindestens einer 

Tochtergesellschaft mit Sitz in Nordrhein-Westfalen.“ 

 

FINANZEN, HAUSHALT UND VERWALTUNG 

Konsolidierung 

Seite 53, unten: 

„Wir werden die Verwaltung durch gezielten Bürokratieabbau leistungsfähiger und 

moderner machen. … Wir werden die Landesverwaltung einer Aufgabenkritik 

unterziehen und unser Personal effektiver und zielgerichteter einsetzen. Stellen, die 

nicht benötigt werden, wollen wir identifizieren und konsequent abbauen.“ 

 

Landesverwaltung 

Seite 54, oben: 

„Christdemokraten und Freie Demokraten stehen zu den Grundsätzen des 

Berufsbeamtentums. Bestrebungen, das Berufsbeamtentum abzuschaffen, lehnen 

wir entschieden ab. Das Land muss weiterhin ein attraktiver Arbeitgeber sein. Da 

sich der Wettbewerb um die besten Köpfe weiter verschärfen wird, wollen wir eine 

Attraktivitätsoffensive für den öffentlichen Dienst in Nordrhein-Westfalen ins Leben 

rufen und in diesem Rahmen auch das Dienstrecht weiterentwickeln.   

Zu politischer Verantwortung gehört zwingend, haushälterische Vorsorge für die 

heute schon absehbaren Pensionsausgaben von morgen zu betreiben. Wir wollen 

dem früher bestehenden politischen Konsens des Landtags, der eine 

generationsgerechte Verteilung von Versorgungsaufwendungen sicherstellen sollte, 

wieder Geltung verschaffen. Wir wollen deswegen die Pensionsvorsorge stärken.     

Wir werden Prozesse in der Landesverwaltung optimieren und damit Ausgaben 

senken. Insbesondere werden wir ein zentrales Bedarfs- und 

Beschaffungsmanagement einführen und den Beschaffungsprozess 

professionalisieren.  
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Öffentlich-private Partnerschaften  

Seite 54, Mitte: 

Wir streben weitere erfolgreiche öffentlich-private Partnerschaften unter der Prämisse 

der Wirtschaftlichkeit an. Hier könnten Projekte beispielsweise beim Bau und der 

Instandhaltung der Verkehrsinfrastruktur des Landes in Betracht kommen.“ 

 

Dienstrecht 

Seite 55, Mitte 

Wir wollen einen modernen und flexiblen Öffentlichen Dienst sowie einen attraktiven 
Arbeitgeber Land und werden hierzu die notwendigen Maßnahmen zur 
Verbesserung der Rahmenbedingungen ergreifen. Gute Arbeitsbedingungen und 
faire Aufstiegschancen sind die besten Voraussetzungen für die Gewinnung 
hochqualifizierter Nachwuchskräfte. 
Folgende Maßnahmen sind aus unserer Sicht notwendig: 

• Wir werden die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter verbessern. Hierfür 
wollen wir ein Rückkehrmanagement einführen. Dieses soll die Kompetenzen von 
Wiedereinsteigern stärker als bisher berücksichtigen. Wir werden 
Leistungsanreize stärken und Instrumente zur Förderung leistungsstarker 
Beschäftigter entwickeln, um diese langfristig an den öffentlichen Dienst zu 
binden. 

• Wir werden attraktive Ausbildungsangebote, ein modernes Personalmarketing 
und Bindungsanreize schaffen. 

• Wir wollen das Gesundheitsmanagement stärken. Zukünftig soll das 
Gesundheitsmanagement zentral von einem Ressort koordiniert werden. Zudem 
werden wir Mindeststandards festlegen und das Gesundheitsmanagement 
regelmäßig evaluieren. 

• Wir werden die Sicherheit der Landesbediensteten bei der Wahrnehmung Ihrer 
Dienstaufgaben verbessern und hierzu ein ganzheitliches Sicherheitskonzept für 
die gesamte Landesverwaltung erarbeiten. So wollen wir die Beschäftigten des 
Landes besser vor Gewalt schützen. Dieses Konzept soll auch ein Modul für die 
Kommunen beinhalten, die sich auf freiwilliger Basis beteiligen können. Zudem 
muss die Prävention gestärkt werden, indem Beschäftigte regelmäßig fortgebildet 
und ihnen insbesondere interkulturelle Kompetenzen vermittelt werden. 

• Wir werden die Beamten und Versorgungsempfänger des Landes von 
bürokratischen Prozessen bei der Beihilfe entlasten. Wir werden Synergieeffekte 
im Dialog mit privaten Trägern der privaten Krankenversicherung nutzen. 

• Wir werden in der Landesverwaltung eine wirkungsvolle Frauen- und 
Familienförderung betreiben. Ziel ist die Chancengleichheit für Frauen und 
Männer. Die Gleichstellung von Frauen und Männern muss auch für berufliche 
Aufstiegsmöglichkeiten in der Landesverwaltung gelten. Verfassungswidrige 
Regelungen im Landesbeamtengesetz werden wir abschaffen. 

• Wir werden für angeordnete Mehrarbeit einen Verfallsschutz auch für 
Überstunden, die älter als drei Jahre sind, beschließen. Hiermit schaffen wir 
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Rechtssicherheit gegen einen Verfall von in den letzten Jahren angefallenen 
dienstlich notwendigen Mehrarbeitsstunden. 

• Darüber hinaus werden wir die Möglichkeit und die Rahmenbedingungen 
schaffen, den Beschäftigten des Landes zeitnah die Möglichkeit einzuräumen, 
sich bereits angefallene Mehrarbeit einmalig freiwillig finanziell abgelten zu 
lassen. 

• Wir wollen in den nächsten Jahren zur Sicherstellung der Personalverfügbarkeit 
Lebensarbeitszeitkonten einführen. 

 
 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
 

Seite 56, Mitte: 

„Beim landeseigenen Bau- und Liegenschaftsbetrieb Nordrhein-Westfalen besteht 

großer Erneuerungsbedarf. Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb muss für Mieter, 

Steuerzahler und Beschäftigte effizienter werden. Wir wollen ein leistungsstarkes und 

wettbewerbsfähiges Management für die Liegenschaften des Landes. Hierzu werden 

wir eine klare und zukunftsweisende Konzeption erarbeiten, die auch eine 

Vorreiterrolle in baueffizienter, bautechnischer und baukultureller Hinsicht umfasst. 

Wir unterziehen alle großen Landesbetriebe einer Organisationsanalyse.“ 

 

IV. Land der vielfältigen Regionen 

Seite 72 Mitte: 

„In Fragen des Verbraucherschutzes ist der mündige und kundige Bürger unser Ziel, 

der sich auf Grundlage umfassender Informations- und Beratungsangebote auf 

lokaler Ebene selbst ein Bild von der Wertigkeit von Produkten machen kann. Die 

Lebensmittel- und Produktsicherheit hat für unsere Politik einen besonders hohen 

Stellenwert.“ 

 
BAUEN UND WOHNEN 
 
Seite 78, unten:  
 
Baugenehmigungen 
„Unser Ziel ist, das Bauen schneller zu ermöglichen. Dazu werden wir 
Baugenehmigungsverfahren durch die Einführung verbindlicher Fristen zur 
Bescheidung von Bauanträgen deutlich beschleunigen.“ 
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UMWELT-, NATUR- UND KLIMASCHUTZ 

Seite 81, Mitte: 

„Unsere Umweltverwaltung und der Einsatz öffentlicher Fördermittel sollen höchsten 

Ansprüchen an Effizienz genügen. Die Grundsätze der Kooperation und der 

„freiwilligen Verbindlichkeit“ sollen – wo möglich – Vorrang vor Vorschriften haben. 

Wir ziehen marktwirtschaftliche Anreize den Instrumenten des Ordnungsrechtes vor. 

Notwendige ordnungsrechtliche Vorgaben von Bund und EU wollen wir eins zu eins 

umsetzen und darüber hinaus gehende Regelungen nur im Einzelfall erlassen, wenn 

es besondere Erfordernisse des Landes ausdrücklich erfordern.“ 

 

VERBRAUCHERSCHUTZ 

Seite 86 Mitte: 

„Die Bürgerinnen und Bürger Nordrhein-Westfalens erwarten gesunde Lebensmittel, 

faire Dienstleistungen und sichere Produkte. Das bedeutet eine große Verpflichtung 

für die Landespolitik und erfordert einen starken Verbraucherschutz. Die 

Möglichkeiten des globalen Handels und die stetig steigende Produktvielfalt bringen 

viele Vorteile für die Verbraucherinnen und Verbraucher, jedoch auch Risiken. Der 

Schutz des Verbrauchers ist für uns ein besonderes Anliegen. Unser Leitbild ist der 

verantwortlich handelnde Verbraucher und souveräne Konsument.“ 

 

Lebensmittel- und Warensicherheit  

Seite 87, oben: 

„Die Menschen in Nordrhein-Westfalen müssen sich stets auf die Sicherheit ihrer 

Lebensmittel und die Unbedenklichkeit von Produkten verlassen können. Unsere 

Verbraucherschutzpolitik setzt auf schlagkräftige, an wirklichen Risikopunkten 

orientierte öffentliche Kontrollen. Schwerpunkte werden wir unter anderem bei 

Risikosubstanzen in Textilien, Spielzeugen und anderen Gegenständen des 

täglichen Bedarfs setzen.  

Die so genannte „Hygiene-Ampel“ wird abgeschafft, weil sie nur eine 

Scheintransparenz erzeugt und unsere Bäcker, Fleischer und Gastwirte gleichzeitig 

mit unverhältnismäßigen bürokratischen Lasten belegt. Wir werden stattdessen eine 

Regelung schaffen, die eine übersichtliche und eindeutige Verbraucherinformation zu 

Hygiene und Lebensmittelsicherheit gewährleistet und unseren Betrieben auf 

freiwilliger Basis die Möglichkeit bietet, die Kontrollergebnisse darzustellen.   

Eine enge Zusammenarbeit mit den Kommunen, die wesentliche Zuständigkeiten im 

Verbraucherschutz wahrnehmen, hat für uns Priorität. Zusammen mit den 

Kommunen werden wir die Organisation der Lebensmittelüberwachung im Land 

effizienter gestalten. Dies gilt insbesondere für die Verbraucherschutzaufgaben im 
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Landesamt. Routinekontrollen von größerem Umfang müssen nicht von öffentlichen 

Mitarbeitern selbst durchgeführt werden, sondern können auch durch Dritte erledigt 

werden.  

Wir setzen uns für eine Risikobewertung im gesundheitlichen Verbraucherschutz ein, 

die auf der Grundlage unabhängiger wissenschaftlicher Erkenntnisse beruht.“ 

 


